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Welche Verteilungsfragen ergeben sich aus der Klimapolitik? Aktuelle 
Erkenntnisse aus Entwicklungsländern 

Zusammenfassung 

Um katastrophale Folgen für Mensch und Natur zu vermei- 
den,  sind  entschlossene  Maßnahmen  zur  Eindämmung  
des  Klimawandels  erforderlich.  Trotz  dieser  Dringlichkeit  
reichen die derzeit umgesetzten und geplanten Maßnah- 
men zur Bekämpfung des Klimawandels nicht aus, um die  
2015 in Paris festgelegten globalen Ziele zu erreichen. Ein  
Grund für die derzeit unzureichende Umsetzung sind die  
wahrgenommenen negativen  Verteilungseffekte.  Durch  die  
Verteuerung  von  Gütern  können  Klimaschutzmaßnahmen  
sowohl die Armut als auch die Ungleichheit steigern. Darüber  
hinaus  können  sie  zu  Störungen  auf  Arbeitsmärkten  und  
mehr Arbeitslosigkeit führen, insbesondere in Sektoren und  
Gebieten, die von fossilen Brennstoffen abhängig sind. Infol- 
gedessen  haben  öffentliche  Proteste  in  vielen  Ländern  die  
Umsetzung der Klimapolitik bisher blockiert oder verzögert.  

Neue Forschungsansätze, die in dieser Analyse und Stellung- 
nahme  erörtert  werden,  sorgen  langsam  für  eine  Trend- 
wende. Erstens hat sich gezeigt, dass eine CO2-Bepreisung in  
Entwicklungsländern im Gegensatz zu den hochentwickelten  
Volkswirtschaften nicht regressiv wirken muss. In eine ähnlich  
positive Richtung gehen Studien, wonach das Erreichen der  
Klimaziele zu einem geringen Nettozuwachs an Arbeitsplät- 
zen führen wird. Dennoch werden sowohl der Effekt der CO2- 
Bepreisung als auch die Auswirkungen der Klimapolitik auf Ar- 
beitsmärkte Verlierer*innen hervorbringen: Preiserhöhungen  
würden die Armut verschärfen, da einkommensschwächere  
Haushalte mehr Geld für die gleichen Güter ausgeben müss- 
ten;  ebenso  werden  bestimmte  Länder,  Sektoren,  Gebiete  
und  Arbeitnehmer*innen  (z. B.  Geringqualifizierte)  von  Ar- 
beitsplatzverlusten oder -störungen betroffen sein.  

Zweitens können Haushalte und Arbeitnehmer*innen, die  
von  der  Klimapolitik  beeinträchtigt  sind,  im  Rahmen  von  
Maßnahmen  zur  sozialen  Sicherung  entschädigt  werden,  
um negative Verteilungseffekte abzufedern. Höhere Preise  
können auch durch Geldtransfers an Haushalte kompensiert  
werden, die nur durch einen Teil der Einnahmen aus klima- 
politischen Maßnahmen wie einer Kohlenstoffsteuer finan- 
ziert  werden  können.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit  Arbeits- 
markteffekten: Maßnahmen zur sozialen Absicherung, ins- 
besondere  arbeitsmarktpolitische  Maßnahmen  wie  Um- 
schulungen und Arbeitslosenunterstützung, können deut- 
lich dazu beitragen, die Bedürfnisse der negativ betroffenen  
Arbeitnehmer*innen zu erfüllen.  

Es ist klar, dass ökologische und soziale Ziele sich nicht ge- 
genseitig  ausschließen  müssen.  Mit  einem  geeigneten   
Policy-Mix lassen  sich sowohl Armut  als  auch  Umweltzer- 
störung  reduzieren. Diese politischen Auswirkungen  müs- 
sen allerdings breiter kommuniziert werden, um die Akzep- 
tanz von Klimapolitiken zu erhöhen. Dies wird teilweise be- 
reits durch aktuelle Pläne wie den europäischen Green Deal  
erreicht. Aus Sicht der Forschung und Politik sind mehr Stu- 
dien in Entwicklungsländern erforderlich, die auch Erkennt- 
nisse  über  nicht-marktbezogene  klimapolitische  Maßnah- 
men hervorbringen und über den kurzfristigen Effekt höhe- 
rer  Preise  auf  die  Kaufkraft  der  Haushalte  hinausgehen.  
Nicht zuletzt kann die internationale Zusammenarbeit eine  
wichtige Rolle bei der politischen Koordinierung, der Finan- 
zierung und dem Aufbau von sozialen Sicherungssystemen  
in Ländern mit niedrigem Einkommen spielen.   
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Einführung 

Der Klimawandel ist eines der drängendsten Probleme unserer  
Zeit. Um den Anstieg der globalen Durchschnittstemperaturen  
auf unter  2°C  bzw.  1,5°C zu begrenzen, ist es  dringend nötig,  
schnell verschiedene marktbasierte und nicht-marktbasierte kli- 
mapolitische Maßnahmen zur Reduzierung der CO2-Emissionen  
umzusetzen. Zu solchen Marktinstrumenten gehören Preisme- 
chanismen wie Pigou-Steuern und Emissionshandelssysteme  
(ETS),  die beide  den Klimawandel als externe  Kosten behan- 
deln, die durch höhere Preise zu kompensieren sind. Darüber  
hinaus generieren diese Instrumente Einnahmen, die für Kom- 
pensationen und andere Zwecke verwendet werden können.  
Dennoch sind auch nicht-marktbasierte Instrumente wie Regu- 
lierungen,  Standards,  technologieunterstützende  Maßnah- 
men und freiwillige Vereinbarungen erforderlich, um bis 2050  
Netto-Null-Emissionen zu erreichen.  

In Anbetracht der enormen Anstrengungen, die erforderlich  
sind, um den Temperaturanstieg zu verringern, wurden diese  
Maßnahmen  bisher  nur  unzureichend  eingesetzt.  Eines  der  
größten  Hindernisse  für  ihre  Umsetzung  ist  die  öffentliche  
Akzeptanz,  die  wiederum  von  der  wahrgenommenen  Ge- 
rechtigkeit der Klimapolitik abhängt: Das Erreichen von Um- 
weltzielen sollte nicht zu einer Verschärfung von Armut und  
zu negativen sozialen Entwicklungen führen. In einigen Län- 
dern  wurde  soziale  Gerechtigkeit  in  der  Klimapolitik  durch  
Proteste eingefordert, zum Beispiel durch die „Gelbwesten“- 
Bewegung  in  Frankreich.  Soziale  Gerechtigkeit  ist  auch  ein  
wichtiger Aspekt in globalen politischen Vereinbarungen wie  
der Agenda 2030 und der Klimaschutzvereinbarung von Paris  
von 2015. In Studien, die sich mit Ungleichheit beschäftigen,  
werden  die  proportionalen  Auswirkungen  von  Klimapolitik  
auf das Einkommen von reicheren und ärmeren Gruppen ver- 
glichen. Dabei gelten politische Maßnahmen, in deren Rah- 
men  einkommensschwache Haushalte im  Vergleich zu  ein- 
kommensstarken Haushalten finanziell proportional weniger  
belastet werden, als progressiv, und Maßnahmen, die den ge- 
genteiligen Effekt haben, als regressiv. Neben dem Faktor der  

Ungleichheit sind auch die allgemeinen Auswirkungen auf Ar- 
mut oder Wohlfahrt zu betrachten. Selbst wenn die Politik –  
wie  im  Fall  der  CO2-Bepreisung  progressive  Auswirkungen  
hat  und  die  relative  Ungleichheit  reduziert,  müssen  ärmere  
Haushalte für die gesamten kurzfristigen Wohlfahrtsverluste  
aufgrund höherer Preise entschädigt werden.  

In dieser Analyse und Stellungnahme werden die wichtigs- 
ten  Instrumente,  die  Verteilungseffekte  im  Rahmen  der  
Klimapolitik erzeugen, erörtert und neue Erkenntnisse für  
Entwicklungsländer  zusammengefasst.  Dies  ist  aus  zwei  
Gründen essenziell: Zum einen werden jetzt auch in Ent- 
wicklungsländern  zunehmend  Klimaschutzmaßnahmen  
umgesetzt, zum anderen unterscheiden sich solche Maß- 
nahmen im Hinblick auf ihre Struktur in vielerlei Hinsicht  
von denen in Volkswirtschaften mit höherem Einkommen,  
sodass  Forschungsergebnisse  aus  reichen  Ländern  nicht  
direkt auf sie angewendet werden können.  

Klimapolitische Instrumente mit Verteilungseffekten 

Wie  wirken  sich  verschiedene  klimapolitische  Maßnahmen  
auf Armut und Ungleichheit (und Einkommen im Allgemei- 
nen) aus? Abbildung 1 zeigt die wichtigsten Kanäle, wie etwa  
(i) die (direkten und indirekten) Preiserhöhungen, die sich auf  
die Haushalte als Verbraucher auswirken. In der Tat können  
klimapolitische  Maßnahmen,  insbesondere  die  CO2- 
Bepreisung, zumindest kurzfristig zu einer Verteuerung von  
Gütern und nicht nur von Energie führen. Darüber hinaus ver- 
anschaulicht die Abbildung (ii) die Auswirkungen auf Haus- 
halte  und Arbeitnehmer*innen,  die auf eine  veränderte Ar- 
beitskräftenachfrage  sowie  auf  strukturelle  Veränderungen  
zurückzuführen sind. Dieser Kanal ist besonders relevant für  
Länder,  Sektoren  und  Arbeitnehmer*innen,  die  auf  fossile  
Brennstoffe, kohlenstoffintensive Prozesse und eine energie- 
intensive Produktion angewiesen sind.  

Doch schafft die Klimapolitik auch Möglichkeiten, solche nega- 
tiven Verteilungseffekte zu vermeiden und positive soziale Ent- 
wicklungen herbeizuführen. Marktpolitische Maßnahmen, wie  
z. B. die  CO2-Bepreisung,  generieren  Einnahmen,  die an die  

Abbildung 1: Verteilungseffekte von Klimaschutzpolitik 

Quelle: Autor  
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Haushalte  zurückfließen  (Revenue Recycling).  In  Ländern  mit  
hohem Einkommen nimmt dies verschiedene Formen an, ein- 
schließlich der Senkung von Lohn- und Einkommenssteuern.  
In  Entwicklungsländern,  die  hohe  Informalitätsraten  aufwei- 
sen, kann eine Kompensation im Rahmen gezielter Programme  
über die direkte Rückführung von Einnahmen an die Haushalte  
erfolgen.  Darüber  hinaus  können  nicht-marktwirtschaftliche  
Klimamaßnahmen, die keine Einnahmen erzeugen, so gestal- 
tet werden, dass sie Armut und Ungleichheit verringern. Ein- 
schlägige Beispiele sind gestaffelte Preise, die den Kauf einer be- 
grenzten Energiemenge zu einem vergünstigten Preis ermögli- 
chen, oder gezielte Investitionen in die Energieeffizienz (siehe  
Kanäle (iii) und (iv) in Abbildung 1).  

Neueste Erkenntnisse 

Eine  wachsende  Zahl  von  Studien  untersucht  die  Vertei- 
lungseffekte  von  (globalen  oder  nationalen)  klimapoliti- 
schen  Maßnahmen  für  Entwicklungsländer  –  der  Schwer- 
punkt dieser Analyse und Stellungnahme. Die Literatur ist  
hauptsächlich durch Ex-ante-Analysen geprägt, die poten- 
zielle Auswirkungen der Klimapolitik simulieren. Die Mög- 
lichkeiten  von  Ex-post-Studien  sind  begrenzt,  da  ärmere  
Länder  die  CO2-Bepreisung  und  Klimaschutzmaßnahmen  
im Allgemeinen in geringerem Maße umgesetzt haben. In  
den  nächsten  Abschnitten  werden  die  wichtigsten  Ergeb- 
nisse aus diesen Studien zusammengefasst, beginnend mit  
den länderübergreifenden Studien.  

Preiseffekte 

Bei der Betrachtung der Auswirkungen der Klimapolitik auf  
Armut und Ungleichheit durch höhere Preise (Kanal (i)) kon- 
zentriert sich die Analyse auf die Inzidenz und die kurzfristigen  
Auswirkungen der CO2-Bepreisung. Dazu werden hauptsäch- 
lich  multiregionale  Input-Output-Modelle  (MRIO)  verwen- 
det, wobei angenommen wird, dass die höheren Preise voll- 
ständig an die Verbraucher*innen weitergegeben werden.   

Nur  wenige  Studien  beinhalten  eine  länderübergreifende  
Analyse. Dorband, Jakob, Kalkuhl und Steckel (2019) stellen  
fest, dass eine CO2-Bepreisung für Länder mit niedrigem Ein- 
kommen  im  Durchschnitt  eine  progressive  Wirkung  hätte.  
Mit zunehmendem Wohlstand der Länder sinkt die Progressi- 
vität einer Kohlenstoffsteuer. Dies ist zum Teil auf Konsum- 
muster zurückzuführen, da die ärmsten Haushalte in Ländern  
mit niedrigem Einkommen im Vergleich zu reicheren Haus- 
halten proportional weniger für Energie ausgeben. Dorband  
et al. (2019) stellen außerdem fest, dass eine Steuer von 30  
US-Dollar pro Tonne CO2 etwa 2,5 Prozent der Gesamtausga- 
ben der ärmsten Haushalte ausmachen würde. Neuere syste- 
matische  Übersichten  bestätigen  diese  Ergebnisse  und  zei- 
gen, dass der Sektor, in dem die Kohlenstoffbepreisung um- 
gesetzt wird, entscheidend ist. Zum Beispiel ist eine Kohlen- 
stoffsteuer auf Benzin im Vergleich zu einer allgemeinen Koh- 
lenstoffsteuer progressiver, weil in Ländern mit niedrigerem  
Einkommen weniger Menschen ein Auto besitzen, vor allem  
in den armen Haushalten. Aber über die länderübergreifen- 
den Durchschnittswerte hinaus zeigen Studien zu einzelnen  
Ländern,  dass  auch  Kontextfaktoren  eine  Rolle  spielen  und  
dass die Ergebnisse von Land zu Land unterschiedlich sind.   

Die genannten Studien beschäftigen sich mit den Auswirkun- 
gen  von  Preiserhöhungen,  die  auf  eine  Kohlenstoffbesteue- 
rung zurückzuführen sind. Doch was passiert im Falle der Rück­
führung der Einnahmen (Revenue Recycling) (siehe  Kanal  
(iii))? In einer aktuellen (noch nicht veröffentlichten) Studie zu  
Peru gehen Malerba, Gaentzsch und Ward (2021) davon aus,  
dass  eine  Kohlenstoffsteuer  verteilungsneutral  wäre  und  die  
Armut verringern würde, wenn knapp die Hälfte der Einnah- 
men ärmeren Haushalten zugeführt würde. Studien zu Ecuador  
und Mexiko kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Eine länder- 
übergreifende Studie zu Lateinamerika kommt zu dem Schluss,  
dass  30 Prozent  der  Einnahmen  aus  einer  Kohlenstoffsteuer  
ausreichen würden, um ärmere Haushalte für höhere Preise zu  
entschädigen.  Eine  essenzielle  Erkenntnis  aus  der  Projektion,  
wonach nur ein Teil der Einnahmen zur Kompensation benö- 
tigt würde, besteht darin, dass der verbleibende Teil in andere  
klimafreundliche Investitionen fließen könnte.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass  Kohlenstoffsteu- 
ern in Entwicklungsländern, anders als in reichen Ländern,  
nicht regressiv wirken würden. Darüber hinaus hat sich ge- 
zeigt,  dass  die  Auswirkungen  der  Klimapolitik  von  vielen  
Faktoren  abhängen,  sowohl  bezogen  auf  den  jeweiligen  
Kontext als auch auf die Ausgestaltung der entsprechenden  
Maßnahmen,  wie  zum  Beispiel  die  Auswahl  betroffener  
Sektoren und die Mechanismen zur Rückführung generier- 
ter  Einnahmen.  Dessen  ungeachtet  müssen  ärmere Haus- 
halte für kurzfristige Wohlfahrtsverluste aufgrund höherer  
Preise entschädigt werden, selbst wenn die CO2-Bepreisung  
progressive Effekte hat, die die Ungleichheit reduzieren.   

Arbeitsmarkteffekte 

Wären  Arbeitnehmer*innen  in  Entwicklungsländern  auch  
von klimapolitischen Maßnahmen betroffen, die auf den Ar- 
beitsmarkt  einwirken?  Aktuelle  Studien,  die  sich  mit  dieser  
Frage beschäftigen, stützen sich auf unterschiedliche Model- 
lierverfahren. Sie betrachten sowohl eine CO2-Bepreisung als  
auch direkte Veränderungen der Energieproduktionssysteme.  
Auf globaler Ebene deuten die Ergebnisse auf einen Nettozu- 
wachs an Arbeitsplätzen als Folge von Klimapolitik und Ener- 
giewende hin. Eine Erklärung dafür ist, dass der Bereich der er- 
neuerbaren Energien arbeitsintensiver ist als konventionelle  
Energie.  Dennoch  wird  dieser  globale Nettozuwachs  an Ar- 
beitsplätzen insgesamt als gering eingeschätzt.  

Eine wichtige Erkenntnis ist, dass sich klimapolitische Maßnah- 
men je nach Gruppe ganz unterschiedlich auswirken und nur in  
wenigen Ländern, Gebieten und Sektoren negative Effekte ha- 
ben. Eine Analyse der kurzfristigen Auswirkungen der globalen  
Energiewende (Montt et al., 2018) oder einer globalen CO2- 
Bepreisung kommt zu dem Schluss, dass viele Industrie- und  
Schwellenländer (wie Brasilien) Nettoarbeitsplatzgewinne und  
positive Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt verzeichnen wür- 
den, während es nur in wenigen Entwicklungsländern, die eine  
rasche Industrialisierung erleben, zum Verlust von Wettbewerbs- 
fähigkeit und Arbeitsplätzen kommen  würde.  Aus der Makro- 
ebene heraus betrachtet, sind es die Energie exportierenden Ent- 
wicklungsländer, die Arbeitsplatzverluste erleiden werden.   

Auf  der Mikroebene zeigen Studien zu entwickelteren Volks- 
wirtschaften,  dass  geringer  qualifizierte  Arbeitnehmer*innen  
einem größeren Risiko ausgesetzt sind, ihren Arbeitsplatz zu  
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verlieren.  Ex-ante-Studien  zu  Ländern  mit  niedrigerem  Ein- 
kommen  kommen  zu  ähnlichen  Ergebnissen.  Das  bedeutet,  
dass die Kaufkraft von Familien mit niedrigerem Einkommen  
nicht nur aufgrund höherer Preise für Güter sinkt, sondern auch  
deshalb, weil sich ihr Einkommen verringern würde. Diese ne- 
gativen Auswirkungen werden vor allem in bestimmten Berei- 
chen und Sektoren präsent sein, wie z. B. der Kohleförderung.  
Sozialpolitische Maßnahmen, insbesondere solche, die sich auf  
den Arbeitsmarkt konzentrieren, wie etwa Umschulungen und  
die Gewährung  von Arbeitslosenunterstützung, können  eine  
wichtige Rolle dabei spielen, diesen negativen Auswirkungen  
entgegenzuwirken.  Im  Vergleich  zu  entwickelten  Volkswirt- 
schaften ist in  Ländern  mit niedrigem  Einkommen  der infor- 
melle Sektor allerdings stark ausgeprägt, weshalb arbeitsmarkt- 
politische Maßnahmen nicht weitreichend greifen können.   

Politische Schlussfolgerungen und
 
Handlungsempfehlungen
 

Da die Bepreisung von Kohlenstoff und umfassendere Klima- 
schutzmaßnahmen  notwendige Antworten  auf  den  Klima- 
wandel sind, ist es wichtig, sich im Sinne einer größeren Ge- 
rechtigkeit und öffentlichen Akzeptanz auch mit ihren Vertei- 
lungseffekten  auseinanderzusetzen.  Die  negativen  Auswir- 
kungen vorauszusagen und sowohl klima- als auch sozialpo- 
litische Maßnahmenpakete umzusetzen, ist eine vielverspre- 
chende  Lösung.  Der  kürzlich  verabschiedete  europäische  
Green Deal und der vorgeschlagene US-amerikanische Green  
New Deal berücksichtigen diesen Aspekt, indem sie gerechte  
Übergangsmechanismen und soziale Schutzmaßnahmen für  
potenziell betroffene Arbeitnehmer*innen vorschlagen. Auch  
die Entwicklungsländer entwickeln ihre eigene Umweltpoli- 
tik. Wie können wir das Verständnis für die verteilungspoliti- 
schen  Implikationen  von  Klimaschutzmaßnahmen  in  den  
Entwicklungsländern  fördern?  Von  einem  methodischen  
Standpunkt betrachtet ergeben sich folgende Punkte:  

•	 Es  sind  mehr  Studien  für  Entwicklungsländer  erforder-
lich, die über den kurzfristigen Effekt höherer Preise auf
die Wohlfahrt hinausgehen und sich stärker auf die Ar-
beitsmärkte  konzentrieren.  Dies  erfordert  Verbesserun-
gen bei der Datenverfügbarkeit und den damit verbun-
denen Modellierungsannahmen.

•	 Anstatt Idealszenarien zu simulieren, sollten Studien zur 
Kompensation  von  Haushalten  die  aktuelle  Ausgestal-
tung sozialpolitischer Maßnahmen stärker berücksichti-
gen. Die Umsetzung neu aufgelegter Programme kann
sich kurzfristig gesehen in der Tat schwierig gestalten. 

•	 Die Forschung zu den Verteilungseffekten sollte zusätzli-
che Auswirkungen einbeziehen, z. B. auf die Gesundheit, 
ein  Bereich,  der  deutlich  von  Klimaschutzmaßnahmen
und einer geringeren Umweltverschmutzung profitiert. 

Politische  Entscheidungsträger  können  wiederum  For- 
schungsergebnisse nutzen, um negative Verteilungseffekte  
bei  der  Umsetzung  von  Klimapolitik  zu  vermeiden.  For- 
schungsergebnisse  müssen  besser  kommuniziert  werden,  
um Klimapolitik mit sozialen Zielen zu begründen und so die  
Akzeptanz in der Öffentlichkeit zu vergrößern.   

•	 Darüber hinaus können im Rahmen der Entwicklungszu-
sammenarbeit  Investitionen  in  statistische  Kapazitäten
fließen,  um  die  Datenverfügbarkeit  zu  verbessern  und
zum Aufbau von sozialen Sicherungssystemen in Entwick-
lungsländern beizutragen. 

•	 Da das Klima ein globales Gemeingut ist, sollte die Zusam-
menarbeit  der  Länder  bei  der  Umsetzung  von  Klima-
schutzmaßnahmen gefördert werden. Die Entwicklungs-
zusammenarbeit  kann  darüber  hinaus  einen  Finanzfluss
von reichen hin zu armen Ländern fördern, mit dem Letz-
tere für die historische Verantwortung der Industrieländer 
sowie  für  ihren  höheren  Ausstoß  von  Treibhausgasen
kompensiert werden könnten.
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